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Die Akademien der Wissenschaften orten Unübersichtlichkeit und mangelnde Kohdrenz im Bildungswesen 
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Die Akademien der Wissen
schaften fordern eine nationale 
Bildungsstrategie. Denn eine 
klare bildungspolitische Ziel
setzung fehle. Das System sei 
unübersichtlich, es komme zu 
Problemen an Schnittstellen, 
und die Akteure seien gelahmt. 

Michael Schoenenberger, Bern 

Die Akademien der Wissenschaften 
Schweiz haben am Freitag ein «Pla
doyer für eine nationale Bildungsstra
tegie>> veri:iffentlicht. Oberstes Ziel ei
ner solchen Strategie müssten aus 
Sicht dei Verfasser die Sicherstellung 
der Handlungskoordination der betei~ 
ligten Akteure un d die Gewiihrleistung 
einer koharenten Entwicklung im Bil
dungssystem sein. Den Lead sollen der 
Bund und die Eidgeni:issische Konfe
renz der kantonalen Erziehungsdirelc
toren (EDK) übernehmen. 

Potenzial ausschopfen 

Um Missverstandnissen vorzubeugen: 
Die Akademien wünschen keine zentra
listische Steuerung des Systems, son
dern die Verstandigung auf übergeord
nete Ziele, an denen sich die Akteure zu 
orientieren hatten. Eine solche Strate- · 
gie, wird betont, stehe nicht im Wider-
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spruch zu kantonalen und kommunalen 
Kompetenzen, und Verantwortlichkei
ten. Sie sei aber sehr wohl - im Lichte 
des kooperativen Fi:ideralismus - zu
gleich als Schutz vor Übersteuerung 
und administrativen Eingriffen gedacht. 

Hanna Muralt Müller, Mitglied 
der Arbeitsgruppe «Zukunft Bildung 
Schweiz» der Akademien, formulierte 
es vor den Medien in B em so: «Es gelit 
darum, dass wir das Potenzial aller 
besser ausschi:ipfen.» Das ist umfassend 
gemeint: von der Frühforderung über 
den gezielten Einbezug von Migran
tenlcindern bis zur Weiterbildung und 
zu Tagesschulen, die eine bessere Ver
einbarkeit von Familie und Beruf für 
Frauen und Manner ermi:iglichen wür
den. Mit konkreten Vorschlãgen halten 
sich die Akademien sehr zurück, es 
gehe nun zunãchst um die Einleitung 
eines Prozesses, der zur nationalen Bil
dungsstrategie führen solle. 

In der Analyse des Ist-Zustandes je
doch finden die Autoren des Plãdoyers 
klare, teilweise harte Worte. So sei das 
Bildungssystem unübersichtlich gewor
den, es gebe Probleme an den Schnitt
stellen der verschiedenen Bildungsbe
reiche. Die Bildungseinrichtungen stün
den zudem zwischen Innovationsdruck 
und Reforrnkritik, was manche Akteure 
geradezu lahme. Die Akademien stel
len, wohl nicht zu Unrecht, einen Ver
trauensverlust und eine Entfremdung 
aller Partner im Bildungssystem fest. 
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Die Rede ist auch von einer immer 
komplexeren Landschaft von Gre
mien, deren Akteure nur bedingt nach 
einem gemeinsamen Orientierungsr;;th
men handelten - und bemangelt wird 
eine «geringe Transparenz». Von feh
lender demokratischer Kontrolle oder 
Legitimation solcher Gremien wird 
aber nicht gesprochen. Anstrengungen 
von Bund und Kantonen werden zwar 
ausdrücklich anerkannt, trotzdem wird 
festgehalten: «Wir .stellen fest, dass bis 
heute eine klare bildungspolitische 
Zielsetzung ( ... ) weitgehend fehlt.» 

Herausforderungen 

Ausgehend vom Weissbuch 2009 formu
lieren die Akademien im Plãdoyer nun 
acht Herausforderungen «von strate
gischer Bedeutung». Sie betreffen etwa 
die Volksschule, das lebenslange Ler
nen oder die Verschrãnkung von Schule 
und Gesellschaft. Im Weissbuch war die 
Rede von einem an die «Grenzen seiner 
Leistungsfahigkeit stossenden dualen 
Bildungssystem». Die Berufsbildung 
wird denn auch heute weiterhin als 
Herausforderung gesehen: Genannt ist 
eine Entwicklung, welche die klare Pro
filierung von allgemeinbildenden und 
berufsbildenden Ausbildungsgangen er
schwere. Kritik erfahren darum die 
wechselseitige Abschottung von Gym
nasium und Berufslehre sowie die ge
ringe Nutzung von Übertrittsmi:iglich-

keiten. Ein wachsendes Problem sei der 
stark expandierende tertiãre Bereich: 
Es komme zu Überschneidungen von 
Angeboten, zu unklaren Profilen und 
durch die ausgeweitete Definition des 
Forschungsbegriffs zu einer Hemmung 
der Profilbildung von Hochschulen. 

Mehrfach wurde vor den Medien 
sodann betont, es gelte dringend, das 
Personal an der «Front», die Profession 
als solche zu stãrken. Denn die Qualitat 
von Bildungssystemen stehe und falle 
mit .der Qualitat ihres Personals. Zu
letzt erwahnt, aber nicht minder wich
tig sind Steuerung und Finanzierung: 
Eine nationale Bildungsstrategie habe 
den rechtlichen Rahmen sowie die For
men der kooperativen Steuerung und 
Finanzierung zu klãren. 

Gewerlbeverhand emport 

Postwendend reagierte am Freitag 
der Schweizerische Gewerbeverband 
(SGV). In Bezug auf die duale Berufs
bildung sei das Pladoyer unqualifiziert, 
es zeuge von mangelndem Fachwissen 
über die Stãrken des Bildungssystems 
und seiner Akteure. Als Positivum ge
nannt wird die rekordtiefe Jugend
arbeitslosigkeit. Das Papier scheine nur 
dem Zweck zu dienen, Probleme zwi
schen den Verbundpartnem herbeizu
schreiben. Empi:irt fordert der SGV 
eine Überprüfung der Bundesmitte( die 
für 'die Akademien gesprochen werden. 
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Griechenland wm e 
Schweiz unterstütz~ 

Schweiz und EU verhandeln l 

flj. Bern · Bundesprãsident D 
Burkhalter und Justizministerin S 
netta Sommaruga haben am Freita1 
griechischen Prãsidenten Karolo:; 
poulias in Bem empfangen. Der 
punkt des Besuchs ist insofern vo1 
sonderer Bedeutung, als Griecher 
noch bis Ende Juni die EU-Prasi( 
schaft innehat. Neben den bilateJ 
Beziehungen stand denn auch das 
hãltnis zwischen der Schweiz unà 
EU im Zentrum der Gesprãche. 

Auch wenn die Gesprache eher 
bolischer Natur gewesen sein düi 
sicherte der griechische Prasiden1 
Schweiz an der anschliessenden, 
lcnapp gehaltenen Pressekonferen 
Unterstützung für die anstehenden 
handlungen über die institution 
Fragen zu. Gute Beziehungen zwis 
der Schweiz und der EU seien auc 
Interesse Griechenlands, so Papoul 

Über den weiteren Fahrplan 
Verhandlungen entscheiden die 
Kommission und der Bundesrat. 
merhin konnte Burkhalter verme 
dass es seitens der EU-I\;ommissim 
reits Teni::rinvorschlãge für erste 
handlungen gebe - auch wenn 
definitive Entscheid der EU-Mir 
für ein Verhandlungsmandat mit 
Schweiz noch aussteht. Dieser d 
aber reine Formsache sein und wif, 
kommenden Dienstag erwartet. 

Die beiden Delegationen eri:irtt 
überdies die Mi:iglichkeiten für 
Vertiefung der Beziehungen im Be 
der 'Bildung und Forschung. Dan 
wurden die Finanzkrise, die ZusainJ 
ar bei t in Migrationsfragen, die Ene 
politik sowie die Situation im "\ 
balkan un d in der Ukrai..11e themati 


